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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Handelsbilanz und Steuerbilanz 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Dr. Wilhelmi, Dr. Pohle und Genossen 
— Drucksache V/2308 — 


Der Gesetzgeber hat im Aktienrecht 1965 bindend festgelegt, 
welche Gegenstände in der Handelsbilanz zu aktivieren sind 
und welche nicht. Namentlich hat er die Aktivierung von nicht- 
entgeltlich erworbenen immateriellen Anlagewerten in § 153 
Abs. 3 des Aktiengesetzes untersagt und damit eine Streitfrage 
im Sinne bewährter kaufmännischer Übung geklärt, Die Bildung 
von Rechnungsabgrenzungsposten wurde auf den eigentlichen 
Kern beschränkt und die in der Vergangenheit gelegentlich vor- 
genommene Ausweitung der Rechnungsabgrenzungsposten un- 
möglich gemacht (§ 152 Abs. 9 des Aktiengesetzes). 

Diese gesetzliche Festlegung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung bindet nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 
auch die steuerliche Gewinnermittlung. Die durch den Gesetz- 
geber handelsrechtlich entschiedene Frage, was bilanziert wer- 
den darf und muß, bindet auch das Steuerrecht, für das lediglich 
hinsichtlich der Bewertung Sonderbestimmungen (§§ 6, 7 des 
Einkommensteuergesetzes) gelten. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um diese 
gesetzliche Festlegung im Rahmen der Finanzverwaltung zur 
Anerkennung zu bringen? 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz und dem 
Bundesminister für Wirtschaft beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

1. Nach § 5 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes ist bei der 
Ermittlung des steuerlichen Gewinns aus Gewerbebetrieb 
durch Betriebsvermögensvergleich das Betriebsvermögen 
anzusetzen, das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist. Dabei sind 
nach § 5 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes u. a. die steu- 
erlichen Vorschriften über die Bewertung (§§ 6, 6 a des Ein- 
kommensteuergesetzes) und über die Absetzungen für Ab- 
nutzung (§ 7 des Einkommensteuergesetzes) zu befolgen. 


DrutJt: Budidrudterci Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg. 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/2398 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Nach Auffassung der Bundesregierung bedeutet diese Rege- 
lung, daß die Frage, ob ein Wirtschaftsgut im Rahmen des 
der steuerlichen Gewinnermittlung dienenden Betriebsver- 
mögensvergleichs angesetzt werden darf oder nicht, allein 
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung zu beurteilen ist. Nur wenn diese Frage zu 
bejahen ist, können die in § 5 Satz 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes enthaltenen steuerrechtlichen Vorbehalte gegen- 
über den Wertansätzen in der Handelsbilanz wirksam wer- 
den. 

2. Die Bilanzierungsvorschriften des Aktiengesetzes 1965 gel- 
ten unmittelbar nur für Aktiengesellschaften. Da § 5 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes nicht die aktienrechtlichen 
Bilanzierungsvorschriften, sondern nur die ■ — allgemein 
geltenden — handelsrechtlichen Bilanzierungsvorschriften 
für steuerrechtlich verbindlich erklärt, können die Bilanzie- 
rungsvorschriften des Aktiengesetzes 1965 nicht ohne wei- 
teres als auch für das Steuerrecht bindend anerkannt wer- 
den. Diese Überlegung schließt es jedoch nicht aus, aktien- 
rechtliche Bilanzierungsvorschriften daraufhin zu prüfen, 
ob sie über das Recht der Aktiengesellschaften hinaus Be- 
deutung haben und als Ausdruck der — allgemein gelten- 
den — handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung gewertet werden können. 

3. Die Frage, ob eine im Aktiengesetz 1965 enthaltene Bilan- 
zierungsvorschrift als Ausdruck der handelsrechtlichen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung gewertet wer- 
den kann und deshalb in ihrem materiellen Gehalt gemäß 
§ 5 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes auch steuerrechtlich 
bindend ist, ist eine Auslegungsfrage, die bei der Anwen- 
dung des Einkommensteuergesetzes entschieden werden 
muß. Nach Artikel 108 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit § 34 Ziff. 4 des Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung vom 6. September 1950 (BGBl. S. 448) — in der 
Fassung des Gesetzes vom 27. April 1955 (BGBl. I S. 189) — 
wird die Einkommensteuer von den Ländern verwaltet. 

Der Bundesminister der Finanzen hat deshalb die Vorberei- 
tung eines entsprechenden koordinierten Erlasses der für 
die Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörden 
über die Auswirkungen der Rechnungslegungsvorschriften 
des Aktiengesetzes 1965 auf das Bilanzsteuerrecht in Angriff 
genommen. Dabei mußte zwischen zwei möglichen Auffas- 
sungen über die Auslegung des § 5 EStG eine Entscheidung 
getroffen werden. Die eine Auffassung geht dahin, an der 
bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs festzuhal- 
ten und die Frage, ob ein zu aktivierendes Wirtschaftsgut 
vorhanden ist, weiterhin nach dem Steuerrecht zu entschei- 
den. Nach der anderen Ansicht sollen die Bilanzierungsvor- 
schriften des Aktiengesetzes, soweit sie als allgemeine han- 
delsrechtliche Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
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anzuerkennen sind, über § 5 EStG auch im Steuerrecht anzu- 
wenden sein. Der Bundesminister der Finanzen vertritt 
— ■ wie sich aus den Ausführungen unter Nr. 1 ergibt — 
die letztere Auffassung, während eine Mehrheit der für die 
Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörden 
an der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs fest- 
zuhalten wünscht. 

4. Es ist anzunehmen, daß der Bundesfinanzhof demnächst zu 
der Frage Stellung nehmen wird, welche steuerrechtliche 
Bedeutung der Vorschrift des § 153 Abs. 3 des Aktiengeset- 
zes 1965 zukommt. Der Bundesfinanzhof hat den Bundes- 
minister der Finanzen in einem zur Zeit anhängigen Revi- 
sionsverfahren zum Beitritt aufgefordert und um Stellung- 
nahme gebeten. Der Bundesminister der Finanzen ist diesem 
Verfahren gemäß § 122 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung 
beigetreten und hat in seiner Anfang Dezember 1967 abge- 
gebenen Stellungnahme dem Bundesfinanzhof gegenüber 
— unter Hinweis auf die von der Ländermehrheit vertre- 
tene abweichende Meinung — die Auffassung vertreten, daß 
§ 153 Abs. 3 des Aktiengesetzes als Ausdruck der das 
Steuerrecht gemäß § 5 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 
bindenden handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung gewertet werden müsse. 

5. Der Bundesminister der Finanzen möchte jedoch den Aus- 
gang des Verfahrens vor dem Bundesfinanzhof nicht ab- 
warten. Er beabsichtigt deshalb, die Frage auf einer Finanz- 
ministerkonferenz anzusprechen und wird dabei versuchen, 
auch insoweit noch zu einer Übereinstimmung zu kommen, 
als die Auffassungen bisher noch unterschiedlich waren. 


Strauß 
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